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An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 

In der Anlage übersende idi den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Erstreckung und zur 
Verlängerung der Geltungsdauer des 
Güterf er n verkehr s-Än der ungsgesetz es 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Der Deutsche Bundesrat hat in seiner Sitzung am 12. Mai 1950 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, folgende 
Änderung des Entwurfs vorzuschlagen: 

In § 1 sollen hinter dem Wort »Abrechnung” die Worte 
„und die Versicherung” eingefügt werden. Diese Einfügung 
soll der Klarstellung der Rechtslage im Lande Rheinland-Pfalz 
dienen. 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag des Deutschen 
Bundesrates zu. 


Dr. Adenauer 


Druck: Bonner Unlversltäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr, Hans Heger, Andernach, Breite Str. 30 
und Wiesbaden, Nietzschestr. 1 



Entwurf eines Gesetzes 

zur Erstreckung und zur Verlängerung 
der Geltungsdauer des Güterfernverkehrs- 
Änderungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen; 

§ 1 

Das Übergangsgesetz der Verwaltung des Vereinig- 
ten Wirtschaftsgebietes zur Änderung des Gesetzes 
über den Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen 
(Güterfernverkehrs-Änderungsgesetz) vom 2. Sep- 
tember 1949 (WiGBl. S. 306), das durch Verord- 
nung der Bundesregierung vom 3. Januar 1950 
(BGBl. S. 3) auf das Land Württemberg-Hohen- 
zollern und den bayerischen Kreis Lindau und durch 
Verordnung der Bundesregierung vom 24. Januar 
1950 (BGBl. S. 25) auf das Land Baden erstreckt 
worden ist, wird in dem Land Rheinland-Pfalz mit 
der Maßgabe in Kraft gesetzt, daß die Abrechnung 
von Beförderungsleistungen im Güterfernver- 
kehr bis auf weiteres nach der Ersten und Zweiten 
Landesverordnung über den Straßen-Güterfernver- 
kehr vom 16. November 1948 und 27. Mai 1949 
(GVBl. Rheinland-Pfalz I 1948 S. 407 und 1949 
S. 245) erfolgt. 

§2 

Die Geltungsdauer des Güterfernverkehrs-Ände- 
rungsgesetzes wird bis auf weiteres verlängert. 

§3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1950 
in Kraft. 
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Begründung 


Das vom Wirtschaftsrat beschlossene Güterfernverkehrs-Ände- 
rungsgesetz vom 2. September 1949 ist bis zum 30. Juni 1950 be- 
fristet worden. Es ist inzwischen nach Artikel 127 GG auf die Lander 
Württemberg-Hohenzollern und Baden sowie auf den bayerischen Kreis 
Lindau erstreckt worden. In dem Land Rheinland-Pfalz konnte es 
nicht im Verordnungswege in Kraft gesetzt werden, weil im Gegen- 
satz zu allen anderen Ländern der Bundesrepublik dort eine zwangs- 
weise Abrechnung der Beförderungsleistungen des Güterfernver- 
kehrs erfolgt, wofür das Güterfernverkehrs-Änderungsgesetz keine 
rechtliche Handhabe bietet. 

Die Befristung des Güterfernverkehrs-Änderungsgesetzes erfolgte 
seinerzeit in der Annahme, daß es möglich sein würde, bis zum 
30. Juni 1950 die Entscheidung der gesetzgebenden Körperschaften 
über die gesetzliche Neuordnung des Güterfernverkehrs herbei- 
zuführen. Inzwischen hat sich herausgestellt, daß allein die Verhand- 
lungen über die Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zum Güter- 
fernverkehrs-Änderungsgesetz längere Zeit in Anspruch nahmen. Sie 
sind am 7. Februar 1950 endgültig beschlossen und Ende Februar 
den mit der Durchführung des Gesetzes betrauten Landesbehörden 
bekanntgegeben worden. Es ist sehr zweifelhaft, ob bei der großen 
Zahl der Anträge auf Erteilung einer Genehmigung für den Güter- 
fernverkehr das Genehmigungsverfahren bis zum 30. Juni 1950 ab- 
geschlossen sein wird. 

Dazu kommt, daß es nicht möglich ist, bis zu dem genannten Zeit- 
punkt ein neues Güterfernverkehrsgesetz, das die gesamte Materie 
abschließend regelt und auch den bisherigen Bedenken des Landes 
Rheinland-Pfalz Rechnung trägt, zu verabschieden. Die eingeleiteten 
Beratungen mit den Ländern und den beteiligten Verkehrs- und 
Wirtschaftsverbänden werden noch geraume Zeit erfordern. Die 
Verlängerung des Güterfernverkehrs-Änderungsgesetzes erscheint 
daher dringend geboten. Wegen der Schwierigkeiten der neu zu 
regelnden Materie und zur Vermeidung eines nochmaligen Verlän- 
gerungsgesetzes ist in dem Gesetzentwurf die Verlängerung „bis auf 
weiteres“ vorgesehen. Durch § 1 des Entwurfs wird der jetzige Ab- 
rechnungszwang im Lande Rheinland-Pfalz bis zur Neuordnung des 
Güterfernverkehrs aufrechterhalten. Auf diese Weise kann auch in 
diesem Land die durch das Güterfernverkehrs-Änderungsgesetz be- 
seitigte Kriegsverordnung zur Einschränkung des Güterverkehrs 
mit Kraftfahrzeugen außer Kraft gesetzt und eine Neukonzessio- 
nierung aller Unternehmer durchgeführt werden. 
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